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TOP 9 ,,Anderung des Beitrige-Ortsgesetzes*

A. Problem
Das Ortsgesetz Uber die Beitrage fir die Kindergarten und Horte der Stadtgemeinde Bremen

(Beitrage-Ortsgesetz) bestimmt, dass flr die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung in
einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege in der Stadtgemeinde Bremen Beitrage
erhoben werden. An diesen Beitrdgen haben sich gemal § 19b des Bremischen Gesetzes zur
Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (BremKTG) auch die freien
Trager bei ihren Beitragserhebungen zu orientieren, sofern diese Zuwendungen der Stadtge-
meinde Bremen erhalten. Dabei ist die Beitragshéhe abhangig von der Anzahl der Betreuungs-
stunden und in 17 Stufen gestaffelt nach Jahreseinkommen der Eltern und HaushaltsgroRe.

Als Berechnungsgrundlage fur die Beitrdge nach § 5 Beitrdge-Ortsgesetz dienen die Einkom-
mensnachweise der Eltern, diese werden dementsprechend von den Eltern angefordert. Dabei
kommt es vor, dass Eltern der Aufforderung zur Ubermittlung der Einkommensnachweise nicht
nachkommen. Fachlich ist bei einer solchen fehlenden Mitwirkung der Eltern die Festsetzung des
Hochstbeitrages sachgerecht, da andernfalls ggf. zur Zahlung des Hochstbeitrages verpflichtete
Eltern durch die unterlassene Mitwirkung eine ErmaRigung erhalten wirden. Dies wirde zu Un-
gleichbehandlungen fiihren und falsche Anreize setzen.

Die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Festsetzung des Hochstbeitrages in Fallen, in denen

die Eltern die erforderlichen Einkommensnachweise nicht einreichen, ist daher angezeigt.

B. Lésung
Die Senatorin fur Kinder und Bildung legt zusammen mit der Beschlussvorlage einen Entwurf

eines flinften Gesetzes zur Anderung des Ortsgesetzes Uber die Beitrage fir die Kindergéarten
und Horte der Stadtgemeinde Bremen vor.

Darin wird eine Erganzung des § 5 Absatz 2 um den folgenden Satz empfohlen:



,Die Einkommensverhaltnisse missen auf geeignete Weise nachgewiesen werden; ge-
schieht dies nicht, so richtet sich der zu entrichtende Beitrag nach der jeweils hochsten

Stufe der Anlage.”

C. Alternativen
Alternativen werden nicht vorgeschlagen.

D. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderpriifung
Es entstehen keine zusatzlichen Kosten.

Angebote der Kindertagesbetreuung leisten mit der Forderung von Kindern einen wichtigen Bei-
trag zur frihkindlichen Bildung und Chancengleichheit sowie zur Vereinbarkeit von Beruf und

Familie und dienen damit wichtigen sozialpolitischen Zielsetzungen.

E. Beteiligung / Abstimmung
Die Deputation flr Kinder und Bildung wird am 9. April 2024 mit dem Entwurf befasst. Der Ge-

setzesentwurf wurde der Zentralelternvertretung der Tageseinrichtungen fir Kinder in Bremen
(ZEV) sowie der Arbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII (AG §78) zur Abgabe einer Stellung-

nahme Ubersandt.

F. Offentlichkeitsarbeit / Veréffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
Einer Verdffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz steht nichts entgegen.

G. Beschlussvorschlag )
Die Jugendhilfeausschuss nimmt den Entwurf zur Kenntnis und stimmt der Anderung des Orts-

gesetzes Uber die Beitrage fur die Kindergarten und Horte der Stadtgemeinde Bremen zu.

Anlage:
- Entwurf des flinften Ortsgesetzes zur Anderung des Ortsgesetzes Uber die Beitrage fiir

die Kindergarten und Horte der Stadtgemeinde Bremen



ENTWURF

Fiinftes Ortsgesetz zur Anderung des Ortsgesetzes iiber die Beitrige fiir die
Kindergarten und Horte der Stadtgemeinde Bremen

Vom XX.XX.2024

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Stadtburgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

Artikel 1

Anderung des Ortsgesetzes iiber die Beitrige fiir die Kindergirten und Horte der
Stadtgemeinde Bremen

Das Ortsgesetz Uber die Beitrage fur die Kindergarten und Horte der Stadtgemeinde Bremen
vom 20. Dezember 2016 (Brem.GBI. S. 914 — 21060-d-5), das zuletzt durch das Ortsgesetz
vom 14. Dezember 2021 (Brem.GBI. S. 281) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Dem § 5 Absatz 2 wird der folgende Satz angeflgt:

,Die Einkommensverhaltnisse missen auf geeignete Weise nachgewiesen werden;
geschieht dies nicht, so richtet sich der zu entrichtende Beitrag nach der jeweils
héchsten Stufe der Anlage.”

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.



	TOP 9 00 „Änderung des Beiträge-Ortsgesetzes“_Vorlage
	Lfd. Nr.: 18/24 JHA
	Vorlage
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderprüfung
	E. Beteiligung / Abstimmung
	F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
	G. Beschlussvorschlag


	TOP 9 01 Entwurf des fünften Ortsgesetzes zur Änderung des Ortsgesetzes über die Beiträge für die Kindergärten und Horte der Stadtgemeinde Bremen_Anlage

